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Abkiirzungsverzeichnis

EU Européische Union

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

ArG Arbeitsgesetz

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

Swissmem Verband der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie
EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

UE Union européenne

Uss Union syndicale suisse

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
USAM Union suisse des arts et métiers

LTr Loi sur le Travail

UPS Union Patronale Suisse

Swissmem L'association de I'industrie suisse des machines, des équipements
électriques et des métaux

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.2020
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Am 25. September 2020, und damit nur wenige Tage vor der Abstimmung Uber die
Begrenzungsinitiative, veroffentlichte das SRF einen Brief der Sozialpartner an den
Bundesrat aus dem August 2020 und bezeichnete das Rahmenabkommen als «klinisch
tot». In besagtem Brief hielten der SAV, der SGV, der SGB und TravailSuisse die
Ergebnisse ihrer Aussprache zum Rahmenabkommen fest. Die Sozialpartner machten
deutlich, dass das Rahmenabkommen in der gegenwartigen Form nicht unterzeichnet
werden solle und brachten zahlreiche Anderungsforderungen zum Ausdruck. Unter
anderem verlangten sie die Gewahrleistung des autonomen Lohnschutzes (inkl.
Kautionen) und einen Teilausschluss der Unionsburgerrichtlinie, um den Bezug von
Sozialleistungen durch arbeitslose EU-Blrger und -Blrgerinnen zu verhindern. SGV,
SGB und TravailSuisse riefen den Bundesrat dazu auf, ein Rahmenabkommen mit einem
bilateralen Streitschlichtungsmechanismus und dem Ausschluss der vitalen Interessen -
also Lohnschutz, Teile der Unionsburgerrichtlinie und Staatsbeihilfen - zu entwickeln.
Nur der SAV zeigte sich mit der Logik des vorliegenden Entwurfs einverstanden und
forderte einzig eine weitergehende vodlkerrechtliche Absicherung im Bereich der
flankierenden Massnahmen. Gemaéss Angaben aller Beteiligten hatte die Stellungnahme
der Sozialpartner erst nach erfolgter Volksabstimmung bekannt gegeben werden sollen,
berichtete der Tages-Anzeiger. Wenige Stunden nach Veroffentlichung des Briefs
kindigte EU-Ratsprasident Charles Michel auf Twitter an, dass man die
Wettbewerbsbedingungen im EU-Markt von nun an besser durchsetzen werde, auch fur
jene die sich der Union anndhern mochten. Die Sonntagszeitung sah in dieser
Formulierung eine klare Drohung an die Schweiz und beflrchtete, dass die EU die
bestehenden Vertrage nicht mehr aktualisieren wirde, sofern die Schweiz das
Rahmenabkommen nicht endlich abschliesse. SGB-Chef Maillard, der den Brief
mitunterzeichnet hatte, betonte in einem Interview mit der WOZ, dass der vorliegende
Vertragstext bei der Bevolkerung gegen die Gewerkschaften, das Gewerbe, grosse Teile
der CVP, viele Kantone und ehemalige Bundesrate kaum eine Chance hatte. Bei einer
Abstimmung wirde sich nur die SVP profilieren, der man damit ein Geschenk machen
wlrde. Maillard zeigte sich einer Alternatividsung gegentber offen, bei der sich die
Schweiz mittels einer erhdhten finanziellen Beteiligung am EU-Haushalt mehr Zeit fur
die Verhandlungen erkaufen wirde. Ahnliche Vorschlage hatten zuvor auch Alt-
Bundesrat Johann Schneider-Ammann, Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR) und SP-
Président Cédric Wermuth (sp, AG) gemacht.

Hans Hess, Préasident von Swissmem, dusserte in einem NZZ-Interview die Meinung,
dass der Bundesrat das Rahmenabkommen ohne Zustimmung der Gewerkschaften
verabschieden solle, da nur das Volk ein Vetorecht habe und alle Interessengruppen
angehort worden seien. Flr Hess ware es undemokratisch, wenn man dem Volk keine
Chance gabe, Uber das Abkommen abzustimmen, nur weil die Gewerkschaften an ihren
«harten Positionen» festhielten. Der Widerstand der Sozialpartner fihrte in den Tagen
danach auch zu neu entfachter Kritik vonseiten der Parteien. So betonten Petra Gdssi
(fdp, SZ), Cédric Wermuth und Pirmin Bischof (cvp, SO) gegenliber der NZZ allesamt,
dass der Ball nun beim Bundesrat liege. Alle drei erwarteten jedoch «substanzielle
inhaltliche Verbesserungen», die Uber Préazisierungen und unverbindliche
Absichtserklarungen hinausgingen. CVP-Standerat Bischof forderte Verbesserungen in
den souveranitatspolitischen Fragen wie der dynamischen Rechtsibernahme und der
Rolle des EuGH bei der Streitbeilegung, da diese mit dem direktdemokratischen und
foderalistischen System der Schweiz schwer zu vereinbaren seien. Damit stinden die
Chancen auf einen erfolgreichen Vertragsabschluss schlecht, so die NZZ, denn der
Bundesrat habe die Teile des Abkommens, die sich auf Souverénitatsfragen bezogen,
bereits akzeptiert. Wenn die Schweiz auch diesbezlglich Nachverhandlungen fordern
wirde, stiesse das bei der EU kaum auf Versténdnis. '
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2023
GIADA GIANOLA

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Arbeitszeit

Ende August 2023 veréffentlichte die WAK-NR ihren Entwurf zur Anderung des ArG in
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Dobler (fdp, SG) zur Streichung der
Pflicht zur Arbeitszeiterfassung fiir Arbeitnehmende von Start-ups. Der Entwurf sah
vor, dass Arbeitnehmende, die Anteile an Start-ups halten, in den ersten finf Jahren
nach Grindung des Start-ups nicht mehr verpflichtet sind, ihre Arbeitszeit zu erfassen.
Damit sollte die Flexibilitat der Start-ups verbessert werden. Hingegen sollten die
entsprechenden Mitarbeitenden weiterhin den Gesundheitsschutzbestimmungen
unterliegen. Die Kommission verzichtete darauf, den Begriff «Start-up» zu definieren,
und sprach im Gesetzesentwurf lediglich von «seit weniger als funf Jahren bestehenden
Unternehmen». Zum Entwurf lagen zahlreiche Minderheitsantrage vor, unter anderem
ein Minderheitsantrag Wermuth (sp, AG) auf Nichteintreten.

Zum Vorentwurf des Gesetzes hatte von November 2022 bis Marz 2023 eine
Vernehmlassung stattgefunden, wobei 49 Stellungnahmen eingegangen waren.
Wahrend die Halfte der Kantone, FDP, Mitte und GLP sowie die
Arbeitgeberorganisationen die Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen flr Start-ups
beflurworteten - und ihnen der Entwurf teilweise gar zu wenig weit ging -, lehnten die
anderen Kantone, die SP und die Arbeitnehmerorganisationen den Entwurf ab, da sie
ihn als Schwachung des Arbeitnenmerschutzes erachteten. Einig waren sich die
Kantone darin, dass verschiedene unklare Begriffe prazisiert werden sollten, da sie
sonst zu Missbrauch fuhren kénnten.

In der Folge hatte die WAK-NR die Verwaltung zwar damit beauftragt, die Begriffe
«Start-up» und «Mindestbeteiligung» zu prazisieren, dann aber im August 2023 mit 14
zu 8 Stimmen entschieden, diese Prazisierungen nicht in den Entwurf aufzunehmen
und ihn den R&ten unverandert vorzulegen. ?

1) Brief der Sozialpartner; Blick, 25.9.20; TA, 26.9.20; SoZ, 27.9.20; LT, NZZ, 28.9.20; CdT, NZZ, 29.9.20; TZ, WOZ, 1.10.20
2) BBI, 2023 2216; BBI, 2023 2217; Medienmitteilung WAK-NR vom 27.6.23; Medienmitteilung WAK-NR vom 30.8.23
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